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Entscheidungen

Die meisten der Weihnachtsgeschen-
ke unter dem Baum sind heute andere 
als vor 20 Jahren: Mehr Elektronik, 
die uns helfen soll, uns in der Welt 
zurechtzufinden, unsere sozialen 
Netze zu knüpfen und zu erweitern. 
Oder auch nur, um uns von der so oft 
undurchschaubar scheinenden Welt 
draußen in einer vermeintlich bere-
chenbareren, steuerbaren virtuellen 
Welt abzulenken.

Unübersichtliche Welt

Auch die internationale Politik hat 
sich dramatisch verändert. Sie hat 
sich nicht von einem vergleichsweise 
stabilen Zustand A in einen neuen 
Zustand B verändert, sondern sie ist 
auf vielen Ebenen in Bewegung gera-
ten. Das macht sie unübersichtlich. 
Neue Themen und neue Akteure 
drängen in den Vordergrund. Die 
Machtverschiebung von West nach 
Ost, von der transatlantischen in die 
asiatisch-pazifische Region, gilt heute 
als Allgemeinwissen. Die Integration 

von Hunderten Millionen Menschen 
in die globale Wertschöpfungskette 
hat Armut gelindert, Wachstum und 
Wohlstand geschaffen, aber auch Ge-
wichte verschoben. Gern und oft wer-
den daher heute die Entwicklungs
linien der vergangenen 10, 20 Jahre in 
die Zukunft verlängert und daraus 
weitreichende Schlüsse gezogen: über 
den Niedergang der USA, den Abstieg 
Europas, den Aufstieg der BRICS-
Staaten, das bevorstehende asiatische 
Jahrhundert. Ausgeschlossen ist das 
alles nicht. Unsere Köpfe sind so ein-
gerichtet, dass sie mit linearen Model-
len am besten umgehen können und 
sie deshalb besonders plausibel oder 
intuitiv einleuchtend finden. 

Aber unsere historische Erfahrung 
sollte uns zur Vorsicht mahnen. Nur 
im Rückblick mag der Fall der Mauer 
folgerichtig und zwangsläufig erschei-
nen. Für die Zeitgenossen kam er aus 
heiterem Himmel. Auch die Weltfi-
nanzkrise, deren Ausbruch wir auf 
September 2008 und den Zusammen-

Thomas Bagger | Globalisierung und Digitalisierung machen internationale 
Politik zu einer immer komplexeren Aufgabe. Außenpolitik muss daher 
heute in erster Linie Netzwerkpolitik sein. Nur so lassen sich Frühwar-
nung, Planung und Koordinierung gewährleisten – mit dem im Ausland 
längst etablierten „vernetzten Diplomaten“ im Mittelpunkt.

Netzwerkpolitik 
In einer veränderten Welt wachsen dem Auswärtigen Dienst neue Rollen zu 
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Netzwerkpolitik

Die Globalisierung 

schafft Interdependenz, 

aber auch Fragilität

bruch der Investmentbank Lehman 
Brothers datieren, war ein „schwarzer 
Schwan“, ein unerwartetes Ereignis. 
Und der Sturz des Regimes von Ben 
Ali in Tunesien Anfang 2011 und der 
folgende Umbruch in der arabischen 
Welt, der die internationale Politik 
transformiert und doch eben erst be-
gonnen hat, ist geradezu paradigma-
tisch für eine Komplexität, in der der 
„Flügelschlag“ einer Selbstverbren-
nung in der Provinz weltpolitische 
(aber alles andere als durch lineare 
Kausalketten zu prognostizierende) 
Auswirkungen haben kann. 

Diffusion der Macht

Globalisierung und Digitalisierung 
verschieben Macht nicht nur zwi-
schen Staaten, sie beschleunigen auch 
die Politik und treiben eine Ausdiffe-
renzierung der außenpolitischen Ak-
teure voran. Wir werden Zeuge einer 
Diffusion von Macht. Nichtstaatliche 
Akteure profitieren davon. Auf gewal-
tige Informationsmengen zugreifen 
und kampagnenfähig sein können 
plötzlich auch kleinere, private Akteu-
re, Nichtregierungs- und Lobbyorgani-
sationen, Wikileaks-Aktivisten, aber 
auch Volksverhetzer und Fanatiker 
auf allen Seiten. 

Zusätzlich kompliziert wird inter-
nationale Politik durch das Aufkom-
men neuer Themenfelder. Pandemien 
wie Vogelgrippe oder SARS, die plötz-
lich das weltweite Reisenetz durchtren-
nen, der Kampf um knapper werdende 
natürliche Ressourcen, allen voran um 
Trinkwasser, aber auch die Bedrohung 
durch Cyberattacken und durch die 
immer konkreter beobachtbaren Fol-
gen des Klimawandels fordern die Pro-
blemlösungsfähigkeit der Politik auf 
bisher ungekannte Weise heraus.

Die immer komplexere Natur die-
ser neuen Problemfelder und die 
durch die Globalisierung vorangetrie-
bene Vernetzung verändern aber auch 
die innerstaatliche Landschaft der au-
ßenpolitischen Akteure. Jedes Bun-
desministerium hat Referate oder 
ganze Abteilungen für internationale 
Beziehungen. Es wird nicht nur euro-
päisch, sondern auch im G-20- oder 
im UN-Rahmen konsultiert über Ar-
beitsmarkt- und Sozialpolitik, über 
Finanzstabilität, über Energiepolitik, 
über Umwelt- und Klimafragen, über 
Rohstoffsicherheit, Nahrungsmittel
sicherheit und vieles andere, um in-
ternationale Lösungen für grenzüber-
schreitende Probleme zu entwickeln. 

Die durch unseren Erfindungs-
reichtum und unsere Ideen getriebene 
Globalisierung schafft so eine bisher 
ungekannte Interdependenz, sie pro-
duziert aber auch Fragilität. Diese 
„Brüchigkeit“ betrifft einerseits ein 
internationales System, das mehr denn 
je globale Rege-
lungsmechanismen 
und Strukturen 
bräuchte, um die 
immer zahlreiche-
ren Probleme ef-
fektiv anzugehen, sich aber schwertut, 
angesichts der Heterogenität und der 
schieren Zahl der Akteure handlungs-
fähige „global governance“ zu schaf-
fen. Sie betrifft aber andererseits auch 
innerstaatliche Ordnungen. Nationale 
Regierungen finden sich in einem 
Schraubstock zwischen den Erwartun-
gen ihrer Wähler und der wachsenden 
Bedingtheit ihrer Handlungsfähigkeit 
durch internationale Entwicklungen 
jenseits ihrer Steuerungsfähigkeit. 

Das gilt insbesondere für Staaten 
mit ohnehin schwach ausgeprägter 
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Entscheidungen

Haben wir die Kraft 

„kreativer Zerstörung“ 

weltweit unterschätzt?

Staatlichkeit, so genannten „fragilen 
Staaten“, die bereits etwa die Hälfte 
der Partnerländer des Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung ausmachen. 

Das gilt aber auch, 
wie wir in den ver-
gangenen zweiein-
halb Jahren erken-
nen mussten, für 
die Länder der 

Euro-Zone, die über ihre gemeinsame 
Währung ihre Interdependenz auf be-
sonders prägnante Weise vertraglich 
festgeschrieben haben, ohne ihre poli-
tischen Steuerungssysteme in gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen 
Kernfragen gleichermaßen zu integ-
rieren. Es gilt schließlich auch für 
jene Länder, die in besonderer Weise 
von der Öffnung und Integration der 
Weltwirtschaft nach dem Ende des 
Ost-West-Konflikts profitiert haben 
und in eine Phase eindrucksvollen 
Wachstums eingetreten sind. Gerade 
in einem Land wie China, in dem die 
Legitimation des politischen Systems 
in besonderer Weise auf der Fähigkeit 
gründet, rasch wachsenden Wohl-
stand zu schaffen, ist die Gefährdung 
durch Erschütterungen von außen 
besonders groß.

Je vernetzter und zugleich erschüt-
terungsanfälliger unser internationa-
les System, umso größer wird das Be-
dürfnis nach Ordnung und Sicherheit. 
In wenigen Begriffen drückt sich das 
so prägnant aus wie im Anspruch, 
dieser oder jener Arbeitsplatz solle 
„zukunftssicher“ sein. Das erinnert 
unwillkürlich an den spöttischen Satz 
von Karl Valentin: „Die Zukunft war 
früher auch besser.“ Aber Valentin 
nahm nur das menschliche Sicher-
heitsbedürfnis aufs Korn, nicht die 

Zukunft selbst. Sie ist so schlecht 
nicht. Nie zuvor haben mehr Men-
schen teilhaben können an wirtschaft-
lichem Wohlstand, an politischen und 
bürgerlichen Freiheiten. Aber mögli-
cherweise haben wir die Maschine, 
die uns all dies ermöglicht hat, die 
Kraft der „kreativen Zerstörung“ (Jo-
seph Schumpeter), in ihrer Wirkung 
unterschätzt, wenn sie tatsächlich 
weltweit zum Einsatz kommt. Und 
natürlich sind ältere, wohlhabende 
Gesellschaften wie die unsere nicht so 
risikofreudig wie jüngere, ärmere Ge-
sellschaften, in denen die Menschen 
für den wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Aufstieg andere Risiken 
einzugehen bereit sind. Deshalb liegt 
uns womöglich mehr an strikten Re-
gulierungen zur Risikominderung, 
etwa im internationalen Finanzsys-
tem, als einigen der neuen Mächte.

Lernfähigkeit als Schlüssel

In dieser neuen Unübersichtlichkeit 
ist es geradezu schick geworden, die 
Handlungsfähigkeit und Effizienz un-
serer europäischen – oder sogar: unse-
rer demokratischen – politischen Sys-
teme in Frage zu stellen. Angetrieben 
von europäischer Schuldenkrise ei-
nerseits und dem Aufstieg neuer 
Mächte, insbesondere aber der 30-jäh-
rigen Wachstumsgeschichte Chinas, 
andererseits wird die „Systemfrage“ 
aufgeworfen: Ist unsere jahrzehnte-
lang als gegeben angenommene Über-
zeugung, dass wirtschaftlicher Erfolg 
im Informationszeitalter notwendi-
gerweise politische Freiheiten voraus-
setzt und ohne diese über kurz oder 
lang scheitern beziehungsweise aus-
bleiben muss, heute noch gültig? Ver-
langt gar die globalisierte, beschleu-
nigte, unübersichtliche Welt nach au-



	 IP • Januar / Februar 2013	 	 47

toritäreren Strukturen, um überhaupt 
handlungs- und entscheidungsfähig 
zu bleiben? Sind unsere demokrati-
schen Aushandlungsprozesse zu lang-
wierig, zu umständlich, womöglich 
gar zu polarisierend für den scharfen 
internationalen Wettbewerb, dem wir 
uns ausgesetzt sehen?

Ohne tiefer in die politische Sys-
temlehre einzusteigen, lässt sich fest-
stellen, dass westliche Selbstzweifel 
am Werk sind, wo ein Lob des Zwei-
fels und etwas mehr Vertrauen in die 
Kritik als produktive Kraft unserer 
Gesellschaften angebracht wären. Die 
europäische Schuldenkrise ist eben 
mehr als eine Frage des Krisenmana-
gements. Sie ist ein harter Test für die 
Lernfähigkeit unserer Gesellschaften 
und unserer politischen Systeme. Es 
geht nicht nur darum, die Exzesse des 
internationalen Finanzsystems zu-
rückzuschneiden, sondern die innere 
„Solvenz“ unserer Gesellschaften wie-
der herzustellen. Dazu gehören kom-
plizierte, auch langwierige Aushand-

lungsprozesse auf nationaler, erst 
recht auf europäischer Ebene – Ver-
ständigungen über die notwendige 
Anpassung der sozialen Sicherungs-
systeme an veränderte demografische 
Realitäten, über die Verteilung des 
wirtschaftlichen Wohlstands, über die 
Bedingungen des inneren Zusammen-
halts unserer Gesellschaften. Der 
Schlüssel für die Zukunftsfähigkeit in 
einer immer weniger vorhersagbaren 
Umwelt ist die Lernfähigkeit einer 
Gesellschaft. Diese wiederum hängt 
direkt zusammen mit ihrer inneren 
Offenheit, ihrer Kritik- und Diskurs-
fähigkeit, und – vieles spricht unver-
ändert dafür – gerade unter Druck 
auch mit ihrer demokratischen Ver-
fasstheit.

Außenpolitik als Netzwerk

Was bedeutet all das für die Gestal-
tung von Außenpolitik in einer Welt, 
in der die Grenze zwischen Außen- 
und Innenpolitik immer fließender 
wird? 

Länder- und 
interkulturelle Kom-
petenz sind eine 
„menschliche 
Ressource“ ersten 
Ranges. Außen
minister Gudio 
Westerwelle mit 
jungen Diplomaten 
aus Frankreich und 
Deutschland

Bild nur in  
Printausgabe verfügbar
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Entscheidungen

Die Summe internatio­

nalisierter Fachpolitiken 

ergibt keine Außenpolitik

Zum einen stellt sich die Frage 
nach der angemessenen Definition 
des eigenen Interesses, der eigenen 
Ziele. Auch hier bietet die Schulden-
krise in Europa ein Beispiel, wie sich 
in der deutschen Debatte im Laufe der 
Krise eine Interpretation des „wohl-
verstandenen Eigeninteresses“ (Ale-
xis de Tocqueville) durchgesetzt hat, 
die sich nicht in einer Rechnung auf 
Heller und Pfennig, auf Euro und 
Cent erschöpft, sondern politische 
und historische Gesichtspunkte mit 
einbezieht und den fundamentalen 
Wert des europäischen Einigungspro-
jekts für die deutsche Politik heraus-
streicht. In der Frage der deutschen 

Außenpolitik jen-
seits von Europa 
geht es um einen 
klaren und nach-
vollziehbaren Kern 
an liberalen Prinzi-

pien. Im Globalisierungskonzept der 
Bundesregierung vom Februar 2012 
heißt es dazu, die Bundesregierung 
wolle „mit Partnern zusammenarbei-
ten, um die globalisierte, interdepen-
dente und multipolare Welt durch eine 
regelbasierte sowie multilateral und 
global ausgerichtete Ordnungspolitik 
über legitime und effektive internatio-
nale Institutionen zu prägen. Globale 
öffentliche Güter wollen wir gemein-
sam bereitstellen und schützen.“ 

Neben der strategischen Ausrich-
tung geht es aber ganz konkret um ein 
neues Verständnis des „Handwerks“ 
der Außenpolitik im Zeitalter der Glo-
balisierung.1 Das parallel zur deut-
schen Wiedervereinigung verabschie-
dete Gesetz über den Auswärtigen 

Dienst vom 23. August 1990 enthält in 
seinem Artikel 1, Absatz 2 eine klare 
Vorgabe: „Aufgabe des Auswärtigen 
Dienstes ist es insbesondere, … die 
außenpolitische Beziehungen betref-
fenden Tätigkeiten von staatlichen 
und anderen öffentlichen Einrichtun-
gen der Bundesrepublik Deutschland 
im Ausland im Rahmen der Politik der 
Bundesregierung zu koordinieren.“

Wie aber kann eine solche Koordi-
nierung noch sichergestellt werden in 
einer Welt, in der von einem Monopol 
auf die Gestaltung der auswärtigen 
Beziehungen beim besten Willen 
keine Rede mehr sein kann? Statt die 
wachsenden internationalen Aktivi-
täten anderer Ressorts im fälschli-
chen Glauben an ein „Nullsummen-
spiel“ als Bedeutungsverlust des Aus-
wärtigen Amtes zu sehen oder gar zu 
beklagen, wie es immer wieder pas-
siert, sollte diese Ressortvernetzung 
zunächst schlicht als Teil der Globali-
sierungswirklichkeit verstanden wer-
den. Diese Verflechtung von Fach
politiken über Grenzen hinweg folgt 
dem Problemdruck transnationaler 
Herausforderungen und ist eine funk-
tionale Anpassung an eine neue in-
ternationale Umwelt. Zugleich aber 
wird immer deutlicher, dass die 
Summe internationalisierter Fachpo-
litiken noch keine Außenpolitik er-
gibt. Mit anderen Worten: Für all die 
„Komponenten“ internationaler Ver-
flechtung, die die Ressorts produzie-
ren, braucht es eine „Systemintegrati-
on“, um das Zusammenwirken dieses 
komplexen Systems sicherzustellen – 
es braucht eine netzwerkorientierte 
Außenpolitik. Viele Lösungen für glo-
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Die Aufgabe des AA 

muss neu verstanden 

und organisiert werden

Netzwerkpolitik

bale Probleme lassen sich nur noch 
über komplexe „Pakete“ aushandeln, 
in denen ganz unterschiedliche natio-
nale Interessen der vielen Spieler „be-
dient“ werden müssen. Wo aber sol-
len die unterschiedlichen Interessen-
lagen analysiert werden und wo kön-
nen „linkages“ entwickelt und 
getestet werden, wenn nicht dort, wo 
die Informationen aus den Haupt-
städten dieser Welt zusammenlaufen?

Die Plattformfunktion des AA

Die Aufgabe des Auswärtigen Amtes 
ist daher nicht weniger wichtig als zu 
Zeiten der deutschen Vereinigung. Sie 
muss allerdings neu verstanden und 
organisiert werden: nicht in Konkur-
renz zu anderen Ressorts, sondern 
komplementär zu ihnen. Dem Aus-
wärtigen Amt kommt eine Plattform-
funktion für die Bündelung und Inte-
gration ganz unterschiedlicher Fach-
politiken zu einer schlüssigen Außen-
politik zu. Dabei stützt es sich zum 
einen auf das weltumspannende Netz 
von weit mehr als 200 Auslandsver-
tretungen, die selbst als Plattformen 
und Knotenpunkte im Ausland wir-
ken. Zum anderen verfügt es über den 
durch das Rotationssystem aufgebau-
ten Erfahrungs- und Wissensschatz 
der Diplomatinnen und Diplomaten. 
Ihre Länder- und interkulturelle Kom-
petenz sind eine „menschliche Res-
source“ ersten Ranges. 

Es wird für den Auswärtigen 
Dienst entscheidend darauf ankom-
men, die Fähigkeit zu strategischem 
Denken als Kernkompetenz weiter zu 
stärken. Denn nicht nur im Ausland, 
sondern auch in der Zentrale wird die 
Aufgabe der Diplomaten immer stär-
ker in der Integration und Zusam-
menschau der vielfach hochspeziali-

sierten Fachpolitiken bestehen. Es 
geht folglich nicht um eine Konkur-
renz mit dem Fachressort, sondern 
um den „Mehrwert“, der durch die 
Kontextualisierung der jeweiligen 
fachpolitischen Ziele produziert wer-
den kann. Erst dadurch werden sinn-
volle und fundierte Abwägungs- und 
Priorisierungsentscheidungen über-
haupt möglich. 

Dieser Paradigmenwechsel verlangt 
den Sprung von einem außenpoliti-
schen Handwerk, das andere nur betei-
ligt, wo es unbedingt nötig ist, zu 
einem, das beteiligt, wo immer es mög-
lich ist. Eine Konsequenz daraus sollte 
eine gezieltere und aktiver betriebene 
personelle Vernetzung der Ressorts 
sein. Was an den 
meisten deutschen 
Vertretungen im 
Ausland längst 
gang und gäbe ist, 
die Einbindung 
einer wachsenden Zahl von Fachrefe-
renten aus immer mehr Ressorts, sollte 
auch zwischen den Zentralen ausge-
baut werden. Mehr diplomatische Be-
rater in anderen Häusern (in Frank-
reich etwa eine Selbstverständlichkeit) 
und im Gegenzug Austauschbeamte im 
Auswärtigen Amt. Die gegenseitige Be-
fruchtung von vertieftem Sachverstand 
in immer neuen Politikbereichen und 
von strategisch ausgerichtetem, inter-
national geschultem Denken wird die 
Ressortegoismen nicht vollständig 
überwinden, könnte sie aber abmil-
dern, das gegenseitige Verständnis för-
dern und dazu anleiten, außenpoli-
tisch stärker im Sinne eines Ganzen zu 
agieren – so wie es an den Auslands-
vertretungen bereits eingeübt ist und 
von allen als Gewinn empfunden wird. 

Weitere Ansätze dieser Vernet-
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Keine Vereinnahmung, 

sondern die Schaffung 

von Schnittmengen

zungsschritte gibt es längst, ganz 
praktisch und alltäglich im Krisenre-
aktionszentrum, in den „Task Forces“ 
zu Syrien und anderen fragilen Staa-
ten oder konzeptionell in den Länder-
strategieressortkreisen des Globalisie-
rungskonzepts. Längst bestehen auch 
enge Konsultationsformate mit NGOs, 
ob zur humanitären Hilfe oder zum 
Menschenrechtsschutz, mit den Mitt-

lern der Auswärti-
gen Kulturpolitik, 
mit Think-Tanks 
und Wirtschafts-
verbänden, Unter-
nehmen und Kir-

chen. Aber auch hier gilt es, den 
Austausch noch stärker als Zwei
bahnstraße zu begreifen: Input an 
Ideen und Interessen von außen ei-
nerseits, Vermittlung eigener Positio-
nen und Multiplikatoreneffekte für 
staatliche Außenpolitik andererseits. 
Das bedeutet keine Vereinnahmung, 
sondern die Schaffung der größtmög-
lichen Schnittmenge.

Erfolgreiche Vernetzung im Sinne 
nationaler Politikziele ist aber nicht 
allein eine Strukturfrage. In ihrem 
Foreign-Affairs-Aufsatz „America’s 
Edge: Power in the Networked Centu-
ry“ schrieb die amerikanische Politik-
professorin Anne-Marie Slaughter 
Anfang 2009: „Die Macht, die dieser 
Art von Vernetzung entspringt, ist 
nicht die Macht, mit der sich Ergeb-
nisse erzwingen lassen. Netzwerke 
werden nicht geführt oder kontrol-
liert, sondern gelenkt und organisiert. 
… Regierungsmitarbeiter müssen ler-
nen, … solche Netzwerke zu managen 
und sie zur Zusammenarbeit anzulei-
ten.“ Auch eine vernetzte Außenpoli-
tik kommt nicht ohne Führung aus, 
im Gegenteil: Mit der Transparenz 

wachsen die Zahl der Anspruchsgrup-
pen und der Druck auf Entschei-
dungsfindung durch erhöhte Ge-
schwindigkeit. Aber ihr Charakter 
ändert sich: Einbinden, Befähigen, 
netzwerkbasiertes Führen ohne for-
melle Autorität und über Sektorgren-
zen hinweg gewinnen an Bedeutung.

In den letzten Jahren haben Kom-
plexität, digitale Beschleunigung und 
Machtdiffusion spürbar zugenom-
men. Die Staatenwelt sieht ihre Steu-
erungsfähigkeit auf sehr grundsätz
liche Weise in Frage gestellt. Zugleich 
aber gewinnen in der polyzentri-
schen, ausdifferenzierten Welt des 
21. Jahrhunderts Faktoren wie kultu-
relle Attraktivität und die Lernfähig-
keit komplexer Systeme an Bedeu-
tung. In einem solchen, sich rasch 
weiterentwickelnden Umfeld bietet 
eine netzwerkorientierte Außenpoli-
tik die beste Chance, Frühwarnung, 
Planung, Austausch und Koordinie-
rung zu gewährleisten und das kom-
plexe Zusammenwirken aller staat
lichen und nichtstaatlichen relevan-
ten Akteure sicherzustellen. Im Mit-
telpunkt des Konzepts steht der 
„vernetzte Diplomat“. Im Ausland 
längst etabliert, steht er vor der Auf-
gabe, diese Rolle auch bei Definition 
und Integration der deutschen Au-
ßenpolitik im Inland voll anzuneh-
men und auszufüllen.
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